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Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Tagesbetreuungsausbaugesetz in Bremen umsetzen!

Im Oktober 2004 wurde vom Deutschen Bundestag das Tagesbetreuungsausbauge-
setz (TAG) beschlossen, welches die Betreuung der Kinder unter drei Jahren ver-
bessern soll. Bislang liegt die Betreuungsquote für diesen Bereich in Bremen bei
ca. 8 bis 10 %, das Bundesgesetz sieht eine Aufstockung auf 20 % bis zum Jahr
2010 vor.

Konkret ist die Nachfrage nach Betreuungsplätzen für unter Dreijährige in Bre-
men weit größer als das Angebot. Zahlreichen Anmeldungen kann Jahr für Jahr
nicht entsprochen werden. Dies bedeutet für berufstätige Eltern, die keinen Platz
bekommen, dass sie in ihrer Berufsplanung massiv eingeschränkt werden. Eltern,
die ihre Kinder aus sozialen Gründen in die Betreuung geben möchten, haben es
noch schwerer.

Ein Ausbau der Betreuung der unter Dreijährigen ist also auch in Bremen drin-
gend geboten. Vor diesem Hintergrund ist zu sehen, dass sich zum kommenden
Kindergartenjahr 2005/2006 aufgrund der sinkenden Kinderzahlen ein Überhang
von 150 KTH-Plätzen abzeichnet. Bislang ist vorgesehen, diese Plätze als Spar-
leistung einzustreichen.

Die Stadtbürgerschaft möge beschließen:

Die Stadtbürgerschaft fordert den Senat auf,

1. ein Gesamtkonzept zur Umsetzung des Tagesbetreuungsausbaugesetzes (TAG)
in Bremen zu erstellen. Dies soll auch die vorhandene KTH-Infrastruktur ein-
beziehen. Dabei soll dargelegt werden, wie u. a. mittels einer erweiterten Al-
tersmischung das TAG bis 2010 realisiert werden kann. Das Konzept soll der
Stadtbürgerschaft bis August 2005 vorgelegt werden.

2. als ersten Schritt der Umsetzung des TAG den für das kommende Kindergar-
tenjahr 2005/2006 zu erwartenden Überhang von ca. 150 Kindertagesplätzen
nicht ersatzlos zu streichen, sondern diese Kapazitäten in den Bereich der Be-
treuung von unter Dreijährigen umzusteuern.

 Jens Crueger, Karoline Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen


